Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6891 


25. 02. 94 


Sachgebiet 707 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Werner Schuiz (Beriin), 
Dr. Kiaus-Dieter Feige und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/6239 — 


Entwurf eines Gesetzes über die Investitionshiife der westdeutschen 
gewerbiichen Wirtschaft zur Sanierung der Unternehmen 
in den neuen Bundesiändern (Investitionshiifegesetz) 


A. Problem 

Die ostdeutsche Wirtschaft, insbesondere das Produzierende 
Gewerbe, ist nach der Einführung der Währungsunion zum 1. Juli 
1990 unter dem plötzhchen Wettbewerbsdruck westdeutscher und 
internationaler Unternehmen in bedrohhchem Ausmaß zusam- 
mengeschrumpft. Aufbau und Sanierung der Unternehmen im 
gewerblichen Bereich sind bisher unter anderem wegen unzurei- 
chender öffenthcher Finanzierungsmöglichkeiten nicht im not- 
wendigen Maße vorangekommen. Die Investitionen westdeut- 
scher Unternehmen in den neuen Bundesländern verlaufen — ge- 
messen am privatwirtschaftlichen Kapitalbedarf — enttäuschend. 
Sie haben den Verlust an industrieller Substanz nicht annähernd 
ausgleichen können. 


B. Lösung 

Ablehnung des Gesetzentwurfs 


Einstimmige Entscheidung 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/6239 — abzulehnen. 

Bonn, den 2. Februar 1994 

Der Ausschuß für Wirtschaft 


Friedhelm Ost 

Vorsitzender 


Emst Schwanhoid 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Ernst Schwanhold 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 195. Sitzung des 
Deutschen Bimdestages am 1. Dezember 1993 zur 
Federführung an den Ausschuß für Wirtschaft und zur 
Mitberatimg an den Haushaltsausschuß überwie- 
sen. 


IL 

In dem Gesetzentwurf ist die Erhebung einer Investi- 
tionshilfeabgabe für westdeutsche Unternehmen vor- 
gesehen, deren Mittelaufkommen für die Sanierung 
der ostdeutschen gewerblichen Wirtschaft imd zur 
Absicherung der Bereitstellimg von Risikokapital in 
den neuen Ländern verwendet werden soll. Westdeut- 
sche Unternehmen, die ein Mehrfaches der Abgabe in 


den neuen Bundesländern investieren, sollen von der 
Entrichtung der Abgabe befreit bleiben. 


IIL 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
12. Januar 1994 den Gesetzentwurf in der Mitbera- 
timg einvemehmlich bei Abwesenheit der Vertreter 
der Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
PDS/Linke Liste abgelehnt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in der 70. Sitzung am 
2. Februar 1994 einstimmig bei Abwesenheit der 
Vertreter der parlamentarischen Gruppen unter Ver- 
zicht auf eine Aussprache einstimmig beschlossen, 
dem Deutschen Bundestag die Ablehnung des 
Gesetzentwurfs zu empfehlen. 


Bonn, den 2. Februar 1994 


Emst Schwanhold 

Berichterstatter 
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